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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 11 vom 5. April 2013182

2010

Bekanntmachung 
des Staatsvertrages und einer 
Dienstleistungsvereinbarung 

zum Zwecke der Einrichtung und 
zum Betrieb eines bundesweiten 

 Vollstreckungsportals der Länder
Vom 19. März 2013

Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat in seiner Sitzung 
am 27. Februar 2013 gemäß Artikel 66 Satz 2 der Landes-
verfassung dem Staatsvertrag und einer Dienstleistungs-
vereinbarung zum Zwecke der Einrichtung und zum 
Betrieb eines bundesweiten Vollstreckungsportals der 
Länder zugestimmt.

Der Staatsvertrag wird nachfolgend bekannt gemacht.

Der Tag des Inkrafttretens wird gemäß §  8 gesondert 
bekannt gemacht.

Düsseldorf, den 19. März 2013

Die Ministerpräsidentin 
des Landes Nordrhein-Westfalen

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Staatsvertrag 
über die Übertragung von Aufgaben 

nach §§ 802 k Abs.1 Satz 2, 882 h Abs. 1 Satz 2 und 3 
der Zivilprozessordnung und § 6 Abs. 1 Schuldner-

verzeichnisführungsverordnung und § 7 Abs. 1 Satz 1 
der Vermögensverzeichnisverordnung zur 

Errichtung und zum Betrieb eines gemeinsamen 
Vollstreckungsportals der Länder

Das Land Baden-Württemberg, vertreten durch den 
Ministerpräsidenten, dieser vertreten durch den Justiz-
minister,

der Freistaat Bayern, vertreten durch den Ministerpräsi-
denten, dieser vertreten durch die Staatsministerin der 
Justiz und für Verbraucherschutz,

das Land Berlin, vertreten durch den Regierenden Bür-
germeister, dieser vertreten durch den Senator für Justiz 
und Verbraucherschutz,

das Land Brandenburg, vertreten durch den Minister-
präsidenten, dieser vertreten durch den Justizminister,

die Freie Hansestadt Bremen, vertreten durch den Minis-
terpräsidenten, dieser vertreten durch den Senator für 
Justiz und Verfassung,

die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch den 
Senat,

das Land Hessen, vertreten durch den Ministerpräsiden-
ten, dieser vertreten durch den Minister für Justiz, Integ-
ration und Europa,

das Land Mecklenburg-Vorpommern, vertreten durch 
den Ministerpräsidenten, dieser vertreten durch die Jus-
tizministerin,

das Land Niedersachsen, vertreten durch den Minister-
präsidenten, dieser vertreten durch den Justizminister,

das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch den Minister-
präsidenten, dieser vertreten durch den Minister der Jus-
tiz und für Verbraucherschutz,

das Saarland, vertreten durch die Ministerpräsidentin, 
diese vertreten durch die Ministerin der Justiz,

der Freistaat Sachsen, vertreten durch den Ministerprä-
sidenten, dieser vertreten durch den Staatsminister der 
Justiz und für Europa,

das Land Sachsen-Anhalt, vertreten durch den Minister-
präsidenten, dieser vertreten durch die Ministerin für 
Justiz und Gleichstellung,

das Land Schleswig-Holstein, vertreten durch den 
Ministerpräsidenten, dieser vertreten durch die Ministe-
rin für Justiz, Kultur und Europa,

der Freistaat Thüringen, vertreten durch die Minister-
präsidentin, diese vertreten durch den Justizminister,

und 

das Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch die 
Ministerpräsidentin, diese vertreten durch den Justizmi-
nister,

schließen vorbehaltlich der Zustimmung der verfas-
sungsmäßig zuständigen Organe folgenden Staatsver-
trag:

Präambel

Ziel der Gesetzesnovellierung „Sachaufklärung in der 
Zwangsvollstreckung“ ist es, die Informationsbeschaf-
fung des Gläubigers in der Zwangsvollstreckung zu ver-
bessern und die Führung der Schuldnerverzeichnisse der 
Länder zu modernisieren. Die Länder betreiben gemein-
sam unter der Internetadresse www.vollstreckungspor-
tal.de ein Internetportal (Vollstreckungsportal). Das Voll-
streckungsportal eröffnet die zentrale Auskunft aus den 
Schuldner- und Vermögensverzeichnissen der Länder 
(§§ 802 k Abs. 1 Satz 2, 882 h Abs. 1 der Zivilprozessord-
nung). Mit diesem Staatsvertrag wird von der gesetzlich 
vorgesehenen Möglichkeit einer länderübergreifenden 
Zusammenarbeit zur Reduzierung des Verwaltungsauf-
wandes und zur Kostensenkung Gebrauch gemacht 
(§§ 802 k Abs.  1 Satz 2, 882 h Abs.  1 Satz 2 und 3 der 
Zivilprozessordnung).

§ 1 
Gegenstand und Ziele des Vollstreckungsportals

Mit dem bundesweiten Vollstreckungsportal werden fol-
gende Ziele erreicht:

1.   Über das Vollstreckungsportal wird den gesetzlich 
Berechtigten die Einsichtnahme in den Datenbestand 
der Schuldnerverzeichnisse und der Vermögensver-
zeichnisse der Länder in elektronischer Form eröffnet.

2.   Das Vollstreckungsportal erlaubt den gesetzlich Be-
rechtigten eine bundesweite Suche über die eingetra-
genen Daten aus den Schuldnerverzeichnissen und 
Vermögensverzeichnissen (Schuldnerdaten) der Län-
der.

3.   Das Vollstreckungsportal stellt im Zusammenwirken 
mit Systemen, zu denen eine Vertrauensbeziehung 
besteht (sog. Vertrauensdomäne), ein zentrales und 
länderübergreifendes elektronisches Informations- 
und Kommunikationssystem im Internet zur Regist-
rierung der Nutzungsberechtigen im Sinne des §  7 
Abs.  4 der Schuldnerverzeichnisführungsverordnung 
bereit.

4.   Das Vollstreckungsportal bietet die Möglichkeit einer 
länderübergreifenden Gebührenabrechnung und Voll-
streckung der Gebührenforderung.

5.   Das Vollstreckungsportal stellt die technischen Vor-
aussetzungen bereit, um die Daten der Schuldner-
verzeichnisse und der Vermögensverzeichnisse aller 
Länder über eine einheitliche Schnittstelle zu über-
nehmen und die Abdrucke aus dem Schuldnerver-
zeichnis zu erstellen und zu versenden.

§ 2 
Bestimmung des elektronischen Auskunftssystems

(1) Die Länder bestimmen das Vollstreckungsportal als 
das länderübergreifende zentrale elektronische Informa-
tions- und Kommunikationssystem im Sinne der §§ 802 
k Abs. 1 Satz 2, 882 h Abs. 1 Satz 2 und 3 der Zivilpro-
zessordnung, über das die Daten aus den Schuldnerver-
zeichnissen und Vermögensverzeichnissen der zentralen 
Vollstreckungsgerichte der Länder abrufbar sind.

(2) Die Eintragungen im Schuldnerverzeichnis und im 
Vermögensverzeichnis der zentralen Vollstreckungsge-
richte der Länder werden in einheitlicher elektronischer 
Form an den Landesbetrieb Information und Technik des 
Landes Nordrhein-Westfalen als technischer Betreiber 
des Vollstreckungsportals der Länder übermittelt.
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§ 3 
Protokollierung der Abrufe und 

Sperrung des Bezugs von Abdrucken

(1) Die Bereitstellung der Daten aus den Schuldnerver-
zeichnissen und Vermögensverzeichnissen der Länder 
zum Zwecke der Einsichtnahme und zum Abdruckver-
sand umfasst auch die Pfl icht zur Protokollierung der 
Abrufe gemäß §  6 Abs.  3 der Schuldnerverzeichnisfüh-
rungsverordnung und § 7 Abs. 4 der Vermögensverzeich-
nisverordnung.

(2) Die Länder sind befugt, zugelassene Teilnehmer zum 
laufenden Bezug von Abdrucken, die die von diesen zu 
entrichtenden Gebühren nicht oder nicht vollständig 
zahlen, oder bei Bekanntwerden von Missbrauchsfällen 
zu sperren. 

§ 4 
Zentrale Erhebung und Vollstreckung von Gebühren

(1) Die Länder übertragen die Zuständigkeit für die 
Erhebung von Gebühren für die Erteilung von Abdru-
cken aus dem Schuldnerverzeichnis und für die Ein-
sichtnahme in das Schuldnerverzeichnis auf das Land 
Nordrhein-Westfalen (§ 882 h Abs. 1 Satz 3 der Zivilpro-
zessordnung).

(2) Die Länder übertragen die Zuständigkeit für die 
Vollstreckung der nach Absatz  1 erhobenen Gebühren 
auf das Land Nordrhein-Westfalen. Die Vollstreckung 
richtet sich nach dem Recht des Landes Nordrhein-
Westfalen.

(3) Zuständige Stelle im Sinne der Absätze 1) und 2) ist 
der Direktor des Amtsgerichts Hagen.

(4) Eine Gebührenfreiheit im Sinne von §  8 Abs.  3 der 
Justizverwaltungskostenordnung (JVKostO) beurteilt 
sich nach dem Recht des Landes, aus dessen Schuldner-
verzeichnis eine Auskunft erteilt werden soll.

§ 5 
Einsatz von elektronischen Bezahlsystemen

(1) Zur Abgeltung der Gebühren nach § 4 Abs. 1 ist der 
Einsatz elektronischer Bezahlsysteme gestattet.

(2) Die Länder erhalten zum Nachweis der nach §  4 
Abs. 1 erhobenen Gebühren eine monatliche Übersicht.

§ 6 
Auskehrung der Einnahmen

(1) Die aufgrund der Übertragungen nach § 4 eingenom-
menen Gebühren werden quartalsweise beginnend mit 
dem 1. April 2013 an die Länder überwiesen.

(2) Einnahmen für Auskünfte aus dem Vollstreckungs-
portal, welche dem Schuldnerverzeichnis eines Landes 
zugeordnet werden können, fl ießen diesem Land in der 
landesrechtlich bestimmten Höhe zu. Im Übrigen werden 
die Einnahmen nach dem jeweils aktuellen Königsteiner 
Schlüssel verteilt.

(3) Der Überweisungsbetrag entspricht in der Höhe der 
Summe der Beträge, die – gegebenenfalls nach Abzug 
von Gebühren eines elektronischen Bezahl- oder Voll-
streckungsverfahrens – dem Land Nordrhein-Westfalen 
tatsächlich zugefl ossen sind.

§ 7 
Kosten und Betrieb des Vollstreckungsportals

(1) Die Länder erstatten dem Land Nordrhein-Westfalen 
den ihm durch diesen Vertrag entstehenden Aufwand. 
Die Verteilung der Kosten richtet sich nach dem jeweils 
geltenden Königsteiner Schlüssel zum Stichtag der Ab-
rechnung.

(2) Die Einzelheiten über den Betrieb des gemeinsamen 
Vollstreckungsportals der Länder sowie die Höhe der 
Kosten werden in einer Dienstleistungsvereinbarung ge-
sondert geregelt.

§ 8 
Inkrafttreten und Kündigung

(1) Dieser Staatsvertrag bedarf der Ratifi kation. Die 
Ratifi kationsurkunden werden bei der Landesjustizver-
waltung Nordrhein-Westfalen hinterlegt. Die Landes-
justizverwaltung Nordrhein-Westfalen teilt den übrigen 
Vertragsparteien die Hinterlegung der letzten Ratifi ka-
tionsurkunde mit. Der Staatsvertrag tritt mit dem Tage, 
der auf die Hinterlegung der letzten Ratifi kationsur-
kunde folgt, nicht jedoch vor dem 1. Januar 2013 in 
Kraft.

(2) Dieser Staatsvertrag wird auf unbestimmte Zeit 
geschlossen. Eine Kündigung kann jeweils mit einer Frist 
von 6 Monaten zum Schluss des Kalenderjahres erfolgen. 
Eine Kündigung ist erstmals zum Ablauf des Jahres 2014 
zulässig.

Stuttgart, den 12. November 2012

Für das Land Baden-Württemberg

Der Justizminister

Rainer  S t i c k e l b e r g e r, MdL

München, den 8. November 2012

Für den Freistaat Bayern

Die Staatsministerin der Justiz 
und für Verbraucherschutz

Dr. Beate  M e r k

Berlin, den 5. Dezember 2012

Für das Land Berlin

Der Senator für Justiz und Verbraucherschutz

Thomas  H e i l m a n n

Potsdam, den 21. November 2012

Für das Land Brandenburg

Der Justizminister

Dr.  Volkmar  S c h ö n e b u r g

Bremen, den 16. November 2012

Für die Freie Hansestadt Bremen

Der Senator für Justiz und Verfassung

Staatsrat Prof.  S t a u c h

Düsseldorf, den 21. August 2012

Für den Senat 
der Freien und Hansestadt Hamburg

Die Senatorin der Behörde für Justiz 
und Gleichstellung

S c h i e d e k

Wiesbaden, den 7. August 2012

Für das Land Hessen

Der Minister für Justiz, Integration und Europa

Jörg-Uwe  H a h n
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Schwerin, den 7. September 2012

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern

Die Justizministerin

Uta-Maria  K u d e r

Hannover, den 9. Oktober 2012

Für das Land Niedersachsen

B u s e m a n n

Düsseldorf, den 21. November 2012

Für das Land Nordrhein-Westfalen

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

Mainz, den 16. Oktober 2012

Für das Land Rheinland-Pfalz

Der Minister der Justiz und für Verbraucherschutz

Jochen  H a r t l o f f

Saarbrücken, den 14. November 2012

Für das Saarland

Die Ministerin der Justiz

Anke  R e h l i n g e r

Dresden, den 12. November 2012

Für den Freistaat Sachsen

Der Staatsminister der Justiz und für Europa

Dr.  M a r t e n s

Magdeburg, den 25. Oktober 2012

Für das Land Sachsen-Anhalt

Die Ministerin für Justiz und Gleichstellung

Prof. Dr. Angela  K o l b

Kiel, den 12. November 2012

Für das Land Schleswig-Holstein

Für den Ministerpräsidenten
Ministerin für Justiz, Kultur und Europa

Anke  S p o o r e n d o n k

Erfurt, den 20. November 2012

Für den Freistaat Thüringen

Der Justizminister

Dr. Holger  P o p p e n h ä g e r

– GV. NRW. 2013 S. 182

2022

Haushaltssatzung 
des Landschaftsverbandes Rheinland 

für das Haushaltsjahr 2013
Vom 25. März 2013

Auf Grund des §  7 Absatz  1 Buchstabe e, des §  23 der 
Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen, von denen §  7 und §  23 durch Gesetz vom 
16. November 2004 (GV. NRW. S.  644) geändert worden 
sind, in Verbindung mit den §§  77 ff. der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S.  666), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2012 (GV. NRW. S. 474), hat die Land-
schaftsversammlung mit Beschluss vom 19. Dezember 
2012 folgende Satzung erlassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013, der die 
für die Erfüllung der Aufgaben des Landschaftsverban-
des Rheinland voraussichtlich anfallenden Erträge und 
entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzah-
lungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendige 
Verpfl ichtungsermächtigungen enthält, wird

im Ergebnisplan mit

  dem Gesamtbetrag 
der Erträge auf 3 358.107 346 EUR

  dem Gesamtbetrag 
der Aufwendungen auf 3 374 134 182 EUR

im Finanzplan mit

  dem Gesamtbetrag 
der Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit auf 3 330 354 033 EUR

  dem Gesamtbetrag 
der Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit auf 3 332 514 985 EUR

  dem Gesamtbetrag 
der Einzahlungen aus der 
Investitionstätigkeit und der 
Finanzierungstätigkeit auf 164 764 930 EUR

  dem Gesamtbetrag der 
Auszahlungen aus der 
Investitionstätigkeit und der 
Finanzierungstätigkeit auf 185 190 437 EUR

 festgesetzt.

§ 2

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren 
Aufnahme für Investitionen erforder-
lich ist, wird auf 68 000 000 EUR

festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen,
der zur Leistung von Investitions-
auszahlungen in künftigen Jahren 
erforderlich ist, wird auf 267 546 461 EUR

festgesetzt.

§ 4

Die Verringerung der Ausgleichsrücklage 
zum Ausgleich des Ergebnisplans 
wird auf 16 026 836 EUR

festgesetzt.

§ 5

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur 
Liquiditätssicherung in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 500 000 000 EUR

festgesetzt.
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§ 6

Die gemäß § 22 der Landschaftsverbandsordnung zu er-
hebende Umlage wird auf  16,65 Prozent
der für das Haushaltsjahr 2013 geltenden Bemessungs-
grundlagen
festgesetzt. 

Die Umlage ist in Monatsbeträgen jeweils zum 15. eines 
Monats zu zahlen.

§ 7

(1) Die im Stellenplan als künftig wegfallend (kw) 
bezeichneten Stellen dürfen nach Ausscheiden der jetzi-
gen Stelleninhaberinnen beziehungsweise Stelleninha-
ber zur Führung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die nach Ablauf der Ermäßigung der Arbeitszeit oder der 
Be urlaubung nach den Regelungen der §§ 85 a und 78 b 
Landesbeamtengesetz beziehungsweise des §  28 TVöD 
zur Vollzeit- oder Teilzeitbeschäftigung zurückkehren, in 
Anspruch genommen werden.

(2) Die im Stellenplan ausgewiesenen Umwandlungsver-
merke (ku) werden in der Weise erfüllt, dass mindestens 
jede dritte freiwerdende, mit dem Vermerk versehene 
Planstelle der Besoldungsgruppe/Entgeltgruppe umzu-
wandeln ist.

Köln, den 19. Dezember 2012

Prof. Dr.  W i l h e l m

Vorsitzender der 
Landschaftsversammlung

L u b e k

Direktorin des Landschaftsverbandes 
Rheinland als Schriftführerin der 

Landschaftsversammlung

Genehmigung

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2013 wird gemäß § 6 Absatz 2 der Landschaftsverbands-
ordnung in der zurzeit geltenden Fassung öffentlich 
bekannt gemacht.

Gemäß §  23 Absatz  2 der Landschaftsverbandsordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit 
§ 80 Absatz 5 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wurde die von der Landschaftsver-
sammlung Rheinland am 19. Dezember 2012 beschlos-
sene Haushaltssatzung dem Ministerium für Inneres und 
Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen mit 
Bericht vom 20. Dezember 2012 vorgelegt. Das Ministe-
rium für Inneres und Kommunales hat den Beschluss der 
Landschaftsversammlung Rheinland über die Haushalts-
satzung für das Haushaltsjahr 2013 mit Erlass vom 15. 
März 2012 zur Kenntnis genommen und den Umlagesatz 
gemäß §  22 Absatz  2 der Landschaftsverbandsordnung 
NRW genehmigt.

Der Haushaltsplan wird zur Einsichtnahme verfügbar 
gehalten montags bis freitags bis zum Ende der Ausle-
gung des Jahresabschlusses gemäß §  96 Absatz  2 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, 
jeweils von 9 Uhr bis 12 Uhr und 13.30 Uhr bis 15 Uhr, 
im Landeshaus, Köln – Deutz, Kennedy-Ufer 2, Zimmer 
F 220.

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 6 Absatz 3 der 
Landschaftsverbandsordnung eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Landschaftsverband-
sordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn

a)   eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b)   die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c)   die Direktorin des Landschaftsverbandes hat den Be-
schluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d)   der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.

Köln, den 25. März 2013

Direktorin des 
Landschaftsverbandes Rheinland

In Vertretung

H ö t t e

– GV. NRW. 2013 S. 184

764

Satzung der NRW.BANK
Vom 21. März 2013

Die Gewährträgerversammlung der NRW.BANK hat am 
15. März 2013 gemäß §  7 Absatz  1 Satz  1 Buchstabe a 
des Gesetzes über die NRW.BANK vom 16. März 2004 
(GV. NRW. S.  126), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 772), fol-
gende Fassung der Satzung der NRW.BANK beschlossen:

§ 1 
Name, Rechtsform, Sitz

(1) Die NRW.BANK ist ein Kreditinstitut in der Rechts-
form einer Anstalt des öffentlichen Rechts. Sie besitzt 
Rechtsfähigkeit kraft Gesetzes.

(2) Die NRW.BANK hat ihren Sitz in Düsseldorf und 
Münster. Sie kann Niederlassungen errichten.

(3) Die NRW.BANK führt ein Siegel mit den Worten in 
der Inschrift „NRW.BANK Düsseldorf/Münster“.

§ 2 
Gewährträger, Haftung

(1) Gewährträger der NRW.BANK ist das Land Nord-
rhein-Westfalen.

(2) Der Gewährträger stellt sicher, dass die NRW.BANK 
ihre Aufgaben erfüllen kann (Anstaltslast).

(3) Der Gewährträger haftet für die Verbindlichkeiten 
der NRW.BANK, wenn eine Befriedigung aus dem Ver-
mögen der NRW.BANK nicht zu erlangen ist. Der 
Gewährträger haftet unmittelbar für die von der Bank 
aufgenommenen Darlehen und begebenen Schuldver-
schreibungen, die als Festgeschäfte ausgestalteten Ter-
mingeschäfte, die Rechte aus Optionen und andere Kre-
dite an die NRW.BANK sowie für Kredite, soweit sie von 
der Bank ausdrücklich gewährleistet werden.

§ 3 
Stammkapital

(1) Die NRW.BANK ist mit einem Stammkapital von 
17 000 000 000 Euro ausgestattet. Am Stammkapital ist 
ausschließlich der Gewährträger beteiligt.

(2) Die NRW.BANK kann juristische Personen des 
öffentlichen Rechts als Gewährträger unter Beteiligung 
am Stammkapital – auch länderübergreifend – aufneh-
men. Die Beteiligungen der nordrhein-westfälischen 
Gewährträger am Stammkapital müssen insgesamt min-
destens 51 Prozent betragen.

(3) Die NRW.BANK kann Vermögenseinlagen stiller 
Gesellschafter aufnehmen. Als stille Gesellschafter sind 
die Gewährträger der NRW.BANK und Kreditinstitute in 
der Rechtsform einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts zugelassen.
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§ 4 
Ausgeschiedene Gewährträger

Ausgeschiedene Gewährträger haften für Verbindlichkei-
ten der NRW.BANK fort, die im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens ihres Ausscheidens begründet waren. Die Ver-
pfl ichtungen aus Artikel 1 §  11 des Gesetzes zur 
Neuregelung der Rechtsverhältnisse der öffentlich-recht-
lichen Kreditinstitute in Nordrhein-Westfalen vom 2. 
Juli 2002 (GV. NRW. S.  284) bestehen für einen ausge-
schiedenen Gewährträger fort.

§ 5 
Förderauftrag, Geschäfte

(1) Die NRW.BANK hat den staatlichen Auftrag, das 
Land und seine kommunalen Körperschaften bei der 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben, insbesondere in 
den Bereichen der Struktur-, Wirtschafts-, Sozial- und 
Wohnraumpolitik, zu unterstützen und dabei Förder-
maßnahmen im Einklang mit den Beihilfevorschriften 
der Europäischen Gemeinschaft durchzuführen und zu 
verwalten. Hierbei orientiert sie sich am Prinzip der 
Nachhaltigkeit.

(2) Zur Erfüllung ihres Auftrags wird die NRW.BANK in 
folgenden Förderbereichen tätig:

a)  Sicherung und Verbesserung der mittelständischen 
Struktur der Wirtschaft, insbesondere durch Finanzie-
rungen für Existenzgründungen und -festigungen,

b)  im Rahmen der staatlichen sozialen Wohnraumförde-
rung,

c)  Bereitstellung von Risikokapital,

d)  bauliche Entwicklung der Städte und Gemeinden,

e)  Infrastrukturmaßnahmen,

f)   Maßnahmen in der Land- und Forstwirtschaft und im 
ländlichen Raum,

g)  Umweltschutzmaßnahmen,

h)  Technologie-/Innovationsmaßnahmen,

i)  Maßnahmen rein sozialer Art,

j)  Maßnahmen kultureller und wissenschaftlicher Art.

Die Einzelheiten bezüglich der Aufgaben im Rahmen der 
staatlichen sozialen Wohnraumförderung gemäß Satz  1 
Buchstabe b sind im Gesetz zur Förderung und Nutzung 
von Wohnraum für das Land Nordrhein-Westfalen 
(WFNG NRW) und den förderrechtlichen Vorgaben des 
Landes geregelt. Die Einzelheiten bezüglich der anderen 
Förderbereiche ergeben sich aus den Förderrichtlinien.

(3) Die NRW.BANK kann im Rahmen ihres Auftrags 
auch Darlehen und andere Finanzierungsformen an 
Gebietskörperschaften und öffentlich-rechtliche Zweck-
verbände gewähren und sich an Finanzierungen der 
Europäischen Investitionsbank, der Entwicklungsbank 
des Europarats oder vergleichbaren Finanzierungsinsti-
tuten von Projekten im Gemeinschaftsinteresse beteili-
gen.

(4) Die NRW.BANK kann zur Erfüllung ihres Auftrags 
alle banküblichen Finanzierungsinstrumente einsetzen, 
insbesondere Darlehen und Kredite gewähren, Bürg-
schaften und Gewährleistungen übernehmen sowie 
Beteiligungen eingehen. Sie ist im Rahmen der ihr zuge-
wiesenen Aufgaben berechtigt, sich an Unternehmen in 
der Rechtsform einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts mit oder ohne Übernahme einer Gewährträger-
stellung zu beteiligen. Bei der Gewährung von Darlehen 
und Krediten werden in der Regel nach dem Durchlei-
tungsprinzip oder im Wege der Konsortialfi nanzierung 
Kreditinstitute eingeschaltet. Im Verhältnis zu anderen 
Kreditinstituten beachtet die NRW.BANK das Diskrimi-
nierungsverbot.

(5) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben darf die NRW.BANK 
die Geschäfte und Dienstleistungen betreiben, die mit 
der Erfüllung ihrer Aufgaben in direktem Zusammen-
hang stehen. In diesem Rahmen darf sie insbesondere 
das Treasury Management und Geschäfte zur Risikosteu-
erung betreiben, nachrangiges Haftkapital aufnehmen, 
Genussrechte, öffentliche Pfandbriefe, Kommunalobliga-
tionen und sonstige Schuldverschreibungen begeben, 

Finanzinstrumente anschaffen und veräußern sowie For-
derungen an- und verkaufen. Der Effektenhandel, das 
Einlagengeschäft und das Girogeschäft sind der NRW.
BANK nur für eigene Rechnung und nur insoweit gestat-
tet, als sie mit der Erfüllung ihrer Aufgaben in direktem 
Zusammenhang stehen.

(6) Tätigkeiten der NRW.BANK, die nicht unter die in 
den Absätzen 1 bis 5 genannten Bereiche fallen oder die 
dort jeweils aufgeführten Bedingungen nicht erfüllen, 
sind spätestens nach dem 18. Juli 2005 von rechtlich 
selbstständigen Unternehmen ohne öffentliche Unter-
stützung durchzuführen, an denen die NRW.BANK 
mehrheitlich beteiligt sein darf. Refi nanzierungsmittel, 
Gewährleistungen und andere Leistungen der NRW.
BANK an solche Unternehmen sowie Leistungen solcher 
Unternehmen an die NRW.BANK sind marktgerecht zu 
vergüten. Die Gewährträger der NRW.BANK am 18. Juli 
2005 haften für die Erfüllung sämtlicher zu diesem Zeit-
punkt bestehenden Verbindlichkeiten der NRW.BANK 
aus Tätigkeiten im Sinne des Satzes 1. Für Verbindlich-
keiten dieser Art, die bis zum 18. Juli 2001 vereinbart 
waren, gilt dies zeitlich unbegrenzt, für danach bis zum 
18. Juli 2005 vereinbarte Verbindlichkeiten dieser Art 
nur, wenn deren Laufzeit nicht über den 31. Dezember 
2015 hinausgeht. Die Gewährträger werden ihren Ver-
pfl ichtungen aus der Gewährträgerhaftung gegenüber 
den Gläubigern der bis zum 18. Juli 2005 vereinbarten 
Verbindlichkeiten dieser Art umgehend nachkommen, 
sobald sie bei deren Fälligkeit ordnungsgemäß und 
schriftlich festgestellt haben, dass die Gläubiger dieser 
Verbindlichkeiten aus dem Vermögen des jeweiligen Ins-
tituts nicht befriedigt werden können. Verpfl ichtungen 
der NRW.BANK dieser Art auf Grund eigener Gewähr-
trägerhaftung oder vergleichbarer Haftungszusage sind 
vereinbart und fällig im Sinne der Sätze 3 bis 5 in dem 
gleichen Zeitpunkt wie die durch eine solche Haftung 
gesicherte Verbindlichkeit. Mehrere Gewährträger haften 
als Gesamtschuldner, im Innenverhältnis entsprechend 
ihren Kapitalanteilen.

(7) Die Geschäfte der NRW.BANK sind nach kaufmänni-
schen Grundsätzen unter Berücksichtigung des Gemein-
wohls zu führen. Die Erzielung von Gewinn ist nicht 
Hauptzweck des Geschäftsbetriebes.

§ 6 
Deckung der Schuldverschreibungen

Die im Umlauf befi ndlichen oder neu auszugebenden 
Pfandbriefe und sonstigen Schuldverschreibungen der 
NRW.BANK, die unter das Pfandbriefgesetz vom 22. Mai 
2005 (BGBl.  I S.  1373) fallen, müssen den Vorschriften 
dieses Gesetzes entsprechend gedeckt sein.

§ 7 
Organe

(1) Organe der NRW.BANK sind

a)  die Gewährträgerversammlung,

b)  der Verwaltungsrat und

c)  der Vorstand.

(2) Die Mitglieder der Organe haben über vertrauliche 
Angaben und Geheimnisse der Bank, namentlich Be-
triebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre 
Tätigkeit in den Organen der Bank bekannt geworden 
sind, Stillschweigen zu bewahren. Diese Pfl icht bleibt 
auch nach dem Ausscheiden aus dem Organ bestehen. 

Die Genehmigung, abweichend von Satz 1 Erklärungen 
abzugeben oder in gerichtlichen oder außergerichtlichen 
Verfahren auszusagen, erteilt den Mitgliedern der 
Gewährträgerversammlung, des Verwaltungsrats und des 
Vorstands die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Ver-
waltungsrats, der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden 
des Verwaltungsrats die turnusmäßig nachfolgende Ver-
waltungsratsvorsitzende oder der turnusmäßig nachfol-
gende Verwaltungsratsvorsitzende. Die Befugnis des Vor-
stands, die im Rahmen seiner Geschäftsführung üblichen 
und notwendigen Erklärungen im Interesse der Bank 
abzugeben, bleibt unberührt.

(3) Die Organmitglieder dürfen an der Beratung und Be-
schlussfassung über Angelegenheiten nicht teilnehmen, 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 11 vom 5. April 2013 187

deren Entscheidung ihnen selbst, ihnen nahe stehenden 
Unternehmen oder Personen oder diesen nahe stehenden 
Unternehmen oder einer von ihnen kraft Gesetzes oder 
Vollmacht vertretenen Person oder eines Unternehmens 
einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann, 
oder wenn sie aus anderen Gründen befangen sind. 
Satz  1 gilt nicht, wenn die Mitwirkung von Organmit-
gliedern bei der Beschlussfassung nach bundesaufsichts-
rechtlichen Bestimmungen erforderlich ist.

Vertreter des Gewährträgers gelten bei Entscheidungen 
über Organkredite an den Gewährträger im Verhältnis zu 
diesem nicht als befangen.

Bei Zweifeln, ob Befangenheit vorliegt, entscheidet das 
Organ unter Ausschluss des Betroffenen.

§ 8 
Zusammensetzung und Beschlüsse 

der Gewährträger versammlung

(1) Die Gewährträgerversammlung setzt sich zusammen 
aus:

a)   dem für Finanzen zuständigen Mitglied der Landesre-
gierung Nordrhein-Westfalen,

b)   dem für Wirtschaft zuständigen Mitglied der Landes-
regierung Nordrhein-Westfalen,

c)   dem für das Wohnungswesen zuständigen Mitglied 
der Landesregierung Nordrhein-Westfalen,

d)   acht weiteren Mitgliedern, die von dem Gewährträger 
entsandt werden.

Die in Buchstabe d genannten Mitglieder dürfen nicht 
zugleich Mitglieder des Verwaltungsrats sein. 

(2) Zu Mitgliedern der Gewährträgerversammlung sol-
len nur Personen berufen werden, die besondere wirt-
schaftliche Erfahrung und Sachkunde besitzen und 
geeignet sind, die NRW.BANK zu fördern. Mitglieder der 
Gewährträgerversammlung dürfen nicht Inhaberin oder 
Inhaber oder haftende Teilhaberin oder haftender Teilha-
ber, Leiterin oder Leiter oder Mitglieder des Vorstands 
von Kreditinstituten oder deren Angestellte sein.

(3) Vorsitzende oder Vorsitzender und stellvertretende 
Vorsitzende der Gewährträgerversammlung sind die Mit-
glieder gemäß Absatz 1 Buchstabe a bis c. Der oder die 
Vorsitzende wird im Verhinderungsfall durch ein Mit-
glied der Gewährträgerversammlung gemäß Absatz  1 
Buchstabe a bis c vertreten.

(4) Das Stimmrecht in der Gewährträgerversammlung 
bestimmt sich nach den Anteilen am Stammkapital. 
Soweit die NRW.BANK eigene Anteile hält, steht ihr dar-
aus ein Stimmrecht nicht zu.

(5) Das Stimmrecht des Gewährträgers wird einheitlich 
durch eine der Vertreterinnen oder einen der Vertreter 
aus dem Kreis der Mitglieder im Sinne von § 8 Absatz 1 
Buchstabe d ausgeübt.

§ 9 
Sitzungen der Gewährträgerversammlung

(1) Die Gewährträgerversammlung ist von ihrer Vorsit-
zenden oder ihrem Vorsitzenden einzuberufen, wenn es 
der Gewährträger, der Verwaltungsrat oder der Vorstand 
unter Angabe der Verhandlungsgegenstände beantragt. 
Die Vorsitzende oder der Vorsitzende leitet die Gewähr-
trägerversammlung.

(2) Die Gewährträgerversammlung soll schriftlich unter 
Angabe der Verhandlungsgegenstände mit einer Frist von 
vier Wochen einberufen werden. In dringenden Fällen 
kann die Frist abgekürzt und mündlich, fernmündlich, 
durch Telefax oder im Wege der elektronischen Nach-
richtenübermittlung (E-Mail) eingeladen werden. Die 
Einberufung wird gleichzeitig dem Vorstand bekannt 
gegeben.

(3) Zu jedem Verhandlungsgegenstand nach §  10 Num-
mer  1 bis 7 und 11 haben der Verwaltungsrat oder der 
Vorstand Vorschläge zur Beschlussfassung zu unterbrei-
ten. Diese Vorschläge sind der Gewährträgerversamm-
lung mit der Einladung bekannt zu machen. Die Befug-
nis der Gewährträgerversammlung, im Einzelfall eine 

Beschlussfassung zu den vorgenannten Verhandlungsge-
genständen ohne Beschlussvorschlag des Verwaltungs-
rats oder des Vorstands vorzunehmen, bleibt unberührt.

(4) Der Vorstand der NRW.BANK nimmt an den Sitzun-
gen der Gewährträgerversammlung teil.

(5) Die Gewährträgerversammlung gibt sich eine 
Geschäftsordnung.

§ 10 
Aufgaben der Gewährträgerversammlung

Die Gewährträgerversammlung beschließt über

 1.   die Änderung der Satzung sowie die Aufl ösung der 
NRW.BANK,

 2.  alle Eigenmittelmaßnahmen nach dem KWG,

 3.   die Feststellung des Jahresabschlusses, die Verwen-
dung des Bilanzgewinnes und die Deckung eines Bi-
lanzverlustes,

 4.   die Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrats 
und des Vorstands,

 5.   die Bestellung des Abschlussprüfers bzw. der Prüfe-
rin im Einvernehmen mit dem Landesrechnungshof 
sowie des Prüfers für die Prüfung der Meldepfl ichten 
und Verhaltensregeln nach den Vorschriften des Wert-
papierhandelsgesetzes,

 6.  die Bestellung von Prüfern in besonderen Fällen,

 7.   Maßnahmen nach §  3 Absatz  3 und §  5 Absatz  4 
Satz 2,

 8.   die Festsetzung der Vergütung für die Mitglieder der 
Gewährträgerversammlung, für die Mitglieder des 
Verwaltungsrats, seiner Ausschüsse und der Beiräte,

 9.   die Grundsätze der Geschäfts-, Förder- und Risiko-
politik,

10.   die Zustimmung zum Erwerb und zur Veräußerung 
von Beteiligungen und zu Kapitalmaßnahmen bei 
Beteiligungen, sofern die Beteiligungsmaßnahme 
nach Maßgabe einer von der Gewährträgerversamm-
lung zu treffenden Regelung nicht von geringerer Be-
deutung ist; letzteres gilt nicht für die Beteiligung an 
der Portigon AG,

11.   die Zustimmung zum Abschluss der Vereinbarung 
gemäß §  7 Absatz  1 Satz  1 Buchstabe k des NRW.
BANK G zwischen dem für das Wohnungswesen zu-
ständigen Ministerium und der NRW.BANK.

§ 11 
Zustimmungsvorbehalt der Gewährträgerversammlung

Die Stimmrechte der NRW.BANK in der Hauptversamm-
lung der Portigon AG dürfen von der NRW.BANK in 
ihrer Eigenschaft als Aktionärin der Portigon AG nur 
ausgeübt werden, wenn zuvor die Gewährträgerver-
sammlung der NRW.BANK hierzu ihre Zustimmung er-
teilt hat. 

§ 12 
Zusammensetzung des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat setzt sich zusammen aus zwölf 
Mitgliedern und zwar

a)   dem für Finanzen zuständigen Mitglied der Landesre-
gierung Nordrhein-Westfalen,

b)   dem für Wirtschaft zuständigen Mitglied der Landes-
regierung Nordrhein-Westfalen,

c)   dem für das Wohnungswesen zuständigen Mitglied 
der Landesregierung Nordrhein-Westfalen,

d)   fünf weiteren Mitgliedern, die von dem Gewährträger 
entsandt werden. 

  Nimmt ein Mitglied der Landesregierung mehrere der 
in a bis c genannten Zuständigkeiten wahr und kön-
nen deshalb die in a, b oder c genannten Mitglied-
schaften im Verwaltungsrat der Bank nicht einzeln 
wahrgenommen werden, so ist die Landesregierung 
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berechtigt, jeweils ein zusätzliches Mitglied nach 
Buchstabe d in den Verwaltungsrat zu entsenden und

e)   weiteren Mitgliedern als Vertreterinnen oder Vertre-
tern der Beschäftigten. 

  Die Zahl der Mitglieder als Vertreter der Beschäftig-
ten beträgt die Hälfte der Zahl der Mitglieder nach 
Buchstabe a bis d. Diese werden von der Belegschaft 
unmittelbar gewählt. Die Wahlvorschläge sollen die 
Besonderheiten der Zusammensetzung der Beleg-
schaft berücksichtigen. Vorschlagsberechtigt für die 
Vertreterinnen oder Vertreter der Beschäftigten sind 
der Personalrat oder mindestens 100 Wahlberechtigte. 
Die Wahl ist eine Personenwahl. Im Übrigen sind das 
Landespersonalvertretungsgesetz und die dazu erlas-
sene Wahlordnung in den jeweils geltenden Fassungen 
entsprechend anzuwenden.

(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrats gemäß Absatz  1 
Buchstabe a bis c sind befugt, sich im Verwaltungsrat 
und seinen Ausschüssen außer im Vorsitz durch eine 
ständige Vertreterin oder einen ständigen Vertreter ver-
treten zu lassen. Sie sind berechtigt, diese Vertreterin 
oder diesen Vertreter zu den Sitzungen hinzuzuziehen. 
Für die Mitglieder des Verwaltungsrats gilt § 8 Absatz 2 
und 3 entsprechend.

§ 13 
Mitgliedschaft im Verwaltungsrat

(1) Die Amtszeit der Mitglieder gemäß §  12 Absatz  1 
Buchstabe d und e beträgt fünf Jahre. Nach Ablauf der 
Amtszeit üben sie ihre Tätigkeit bis zum Zusammentritt 
des neuen Verwaltungsrats weiter aus.

(2) Die Mitgliedschaft im Verwaltungsrat erlischt

a)   bei einem Mitglied gemäß § 12 Absatz 1 Buchstabe d 
mit seiner Abberufung durch die entsendende Stelle, 
die jederzeit möglich ist,

b)   bei einem Mitglied gemäß § 12 Absatz 1 Buchstabe e 
mit Beendigung seines Arbeitsverhältnisses bei der 
NRW.BANK. §§ 25 und 26 des Landespersonalvertre-
tungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
3. Dezember 1974 (GV. NRW. S. 1514), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Januar 2012 (GV. 
NRW. S.  90), fi nden im Übrigen entsprechende 
Anwendung.

(3) Scheidet ein Mitglied gemäß § 12 Absatz 1 Buchstabe 
d vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem Verwaltungsrat 
aus, so ist für den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied 
zu entsenden. Die Nachfolge eines vorzeitig ausgeschie-
denen Mitgliedes gemäß § 12 Absatz 1 Buchstabe e regelt 
sich entsprechend § 28 Absatz 2 des Landespersonalver-
tretungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
3. Dezember 1974 (GV. NRW. S.  1514), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Januar 2012 (GV. 
NRW. S. 90).

§ 14 
Sitzungen des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat tritt auf Einladung der Vorsitzen-
den oder des Vorsitzenden der Gewährträgerversamm-
lung zusammen, so oft es die Lage der Geschäfte erfor-
dert. 

Er muss einberufen werden auf Verlangen der Aufsichts-
behörde, einer der stellvertretenden Vorsitzenden oder 
eines der stellvertretenden Vorsitzenden, des Vorstands 
oder sofern mindestens ein Drittel der Mitglieder es 
unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes beantragen. 
Die Vorsitzende oder der Vorsitzende der Gewährträger-
versammlung leitet die Sitzungen des Verwaltungsrats 
als dessen Vorsitzende oder dessen Vorsitzender.

(2) Die Einladung hat schriftlich unter Mitteilung der 
Tagesordnung zu erfolgen; sie soll den Mitgliedern in der 
Regel spätestens zwei Wochen vor der Sitzung zugehen. 
In dringenden Fällen kann die Frist abgekürzt und 
mündlich, fernmündlich, durch Telefax oder im Wege der 
elektronischen Nachrichtenübermittlung (E-Mail) einge-
laden werden.

(3) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn mindes-
tens die Hälfte der Stimmberechtigten anwesend ist und 

sich hierunter auch die Vorsitzende oder der Vorsitzende 
oder im Verhinderungsfall die stellvertretende Vor-
sitzende oder der stellvertretende Vorsitzende befi ndet. 
Mitglieder, die im Einzelfall durch Telefon- oder Video-
konferenzen oder durch sonstige elektronische Kommu-
nikationsmedien zugeschaltet und so in der Lage sind, 
dem Verlauf der Sitzung zu folgen, gelten als anwesend 
und erschienen.

(4) Ist der Verwaltungsrat nicht beschlussfähig, so kann 
binnen zwei Wochen mit einer Frist von fünf Arbeitsta-
gen zur Erledigung der gleichen Tagesordnung eine neue 
Sitzung einberufen werden. Der Verwaltungsrat ist in 
dieser Sitzung ohne Rücksicht auf die Zahl der erschie-
nenen Mitglieder beschlussfähig. Auf diese Folge ist bei 
Einberufung der zweiten Sitzung hinzuweisen.

(5) Die Beschlussfassung erfolgt mit der Mehrheit der 
Stimmen der anwesenden Mitglieder. Im Falle der Stim-
mengleichheit zählt die Stimme der Vorsitzenden oder 
des Vorsitzenden oder im Verhinderungsfall der stellver-
tretenden Vorsitzenden oder des stellvertretenden Vorsit-
zenden doppelt.

(6) In eiligen Fällen kann die oder der Vorsitzende auf 
Vorschlag des Vorstands einzelne Verhandlungsgegen-
stände ohne Sitzung zur Beschlussfassung stellen 
(Umlaufverfahren). Die Beschlussfassung im Wege des 
Umlaufverfahrens ist zulässig, wenn nicht innerhalb von 
fünf Arbeitstagen die oder der Vorsitzende, eine stellver-
tretende Vorsitzende oder ein stellvertretender Vorsitzen-
der oder mindestens ein Drittel der Mitglieder mündli-
che Beratung der Angelegenheit verlangen. Die 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren erfolgt mit der 
Mehrheit der Stimmen der Mitglieder. Die Stimmabgabe 
kann schriftlich, per Fax oder per E-Mail erfolgen.

(7) Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Verwal-
tungsrats teil. Der Verwaltungsrat kann auch ohne den 
Vorstand tagen.

(8) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 15 
Zuständigkeit des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung 
des Vorstands der NRW.BANK.

(2) Der Verwaltungsrat ist insbesondere zuständig für

a)   die Vorschläge zur Beschlussfassung der Gewährträ-
gerversammlung gemäß § 9 Absatz 3,

b)   die Bestellung und Abberufung von Vorstandsmitglie-
dern sowie die Bestimmung eines Vorstandsmitglieds 
zur Vorsitzenden oder zum Vorsitzenden des Vorstands 
und eines weiteren Vorstandsmitglieds zur stellvertre-
tenden Vorsitzenden oder zum stellvertretenden Vor-
sitzenden des Vorstands oder weiterer Vorstandsmit-
glieder zu stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden,

c)   den Abschluss, die Änderung und die Kündigung der 
Anstellungsverträge mit den Vorstandsmitgliedern 
sowie die Festsetzung deren Jahresabschlussvergü-
tung, 

d)   die Grundsätze für die Anstellung und die Gewäh-
rung von Ruhegehaltsansprüchen der Angestellten,

e)   die Richtlinien für die nach der Dienstvereinbarung 
zu gewährenden Leistungen,

f)   die Bezeichnung der Geschäftsarten in seiner 
Geschäftsordnung, die über Absatz  3 hinaus der 
Zustimmung des Verwaltungsrats bedürfen,

g)   Richtlinien für die Bankgeschäfte in Übereinstim-
mung mit den von der Gewährträgerversammlung 
festgelegten Grundsätzen der Geschäfts-, Förder- und 
Risikopolitik,

h)   die Richtlinien zum gesellschaftlichen Engagement 
sowie anderen Leistungen und

i)   den Erlass von Geschäftsordnungen für den Verwal-
tungsrat, für die von ihm gebildeten Ausschüsse und 
für die Beiräte sowie für die Zustimmung zum Erlass 
einer Geschäftsordnung für den Vorstand.

(3) Der Vorstand bedarf der Zustimmung des Verwal-
tungsrats für 
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a)   die Errichtung von bankeigenen Neubauten sowie den 
Erwerb und die Veräußerung von Grundstücken, 
sofern sie nicht zur Vermeidung von Verlusten freihän-
dig oder im Zwangsversteigerungsverfahren erworben 
werden oder sofern nicht der Verkehrswert der 
Grundstücke einen vom Verwaltungsrat festzulegen-
den Betrag unterschreitet und

b)  die Errichtung und Aufl ösung von Niederlassungen.

§ 16 
Präsidialausschuss

(1) Der Verwaltungsrat bildet einen Präsidialausschuss. 
Er besteht aus folgenden Mitgliedern:

a)   den Mitgliedern des Verwaltungsrats gemäß §  12 
Absatz 1 Buchstabe a bis c, darunter die Vorsitzende 
oder der Vorsitzende des Verwaltungsrats als Vorsit-
zende oder Vorsitzender des Präsidialausschusses,

b)   einem Mitglied, das von den Vertreterinnen oder den 
Vertretern der Beschäftigten gemäß §  12 Absatz  1 
Buchstabe e aus ihrem Kreis gewählt wird.

(2) Der Präsidialausschuss bereitet die Sitzung des Ver-
waltungsrats vor und beschließt über die ihm vom Ver-
waltungsrat übertragenen Aufgaben.

(3) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Vorstands 
und die Stellvertreterin oder Stellvertreterinnen oder der 
Stellvertreter oder die Stellvertreter in diesem Amt neh-
men an den Sitzungen des Präsidialausschusses teil.

§ 17 
Prüfungsausschuss

(1) Der Verwaltungsrat bildet aus dem Kreis der Mitglie-
der einen Prüfungsausschuss.

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus sieben Mitglie-
dern. Hiervon entsendet das Land Nordrhein-Westfalen 
fünf Mitglieder.

Die weiteren Mitglieder als Vertreterinnen oder Vertreter 
der Beschäftigten werden von den Vertreterinnen oder 
den Vertretern der Beschäftigten gemäß §  12 Absatz  1 
Buchstabe e aus ihrem Kreis gewählt.

(3) Der Prüfungsausschuss wählt aus seiner Mitte die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden und die stellvertre-
tende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzen-
den.

(4) Der Prüfungsausschuss tritt mindestens einmal jähr-
lich und bei Bedarf zusammen. 

Er hat insbesondere das Ergebnis der Prüfung des Jah-
resabschlusses durch den Abschlussprüfer zu beraten 
und kann jeden Geschäftsvorgang überprüfen. Der Ver-
waltungsrat ist berechtigt, ihm bestimmte Prüfungsauf-
gaben zuzuweisen. Der Prüfungsausschuss hat das Recht, 
Sachverständige hinzuzuziehen.

(5) Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Prüfungs-
ausschusses teil. Die Regelung des § 14 Absatz 7 Satz 2 
gilt entsprechend.

§ 18 
Risikoausschuss

(1) Der Verwaltungsrat bildet aus dem Kreis der Mitglie-
der einen Risikoausschuss.

(2) Der Risikoausschuss besteht aus sieben Mitgliedern. 
Hiervon entsendet das Land Nordrhein-Westfalen fünf 
Mitglieder. Die weiteren Mitglieder als Vertreterinnen 
oder Vertreter der Beschäftigten werden von den Vertre-
terinnen oder den Vertretern der Beschäftigten gemäß 
§ 12 Absatz 1 Buchstabe e aus ihrem Kreis gewählt.

(3) Der Risikoausschuss wählt aus seiner Mitte die Vor-
sitzende oder den Vorsitzenden und die stellvertretende 
Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden.

(4) Der Risikoausschuss überwacht die Geschäftsfüh-
rung des Vorstands im Hinblick auf die Risikoarten. Er 
erörtert mit dem Vorstand die Grundsätze der Risikopo-
litik sowie die Risikostrategie und nimmt die Risikobe-
richterstattung entgegen. Der Risikoausschuss trifft die 

nach dem Gesetz über das Kreditwesen durch das Auf-
sichtsorgan zu treffenden Kreditentscheidungen. Er ist 
zudem über Kredite, die über vom Verwaltungsrat festge-
legte Merkmale verfügen, zu unterrichten. Weitere Ein-
zelheiten regelt die Geschäftsordnung des Risikoaus-
schusses.

(5) Der Risikoausschuss tritt quartalsweise und darüber 
hinaus bei Bedarf zusammen.

(6) Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Risikoaus-
schusses teil. Die Regelung des § 14 Absatz 7 Satz 2 gilt 
entsprechend.

§ 19 
Förderausschuss

(1) Der Verwaltungsrat bildet aus dem Kreis seiner Mit-
glieder einen Förderausschuss.

(2) Der Förderausschuss besteht aus sieben Mitgliedern. 
Hiervon entsendet das Land Nordrhein-Westfalen fünf 
Mitglieder. Die weiteren Mitglieder als Vertreterinnen 
oder Vertreter der Beschäftigten werden von den Vertre-
terinnen oder den Vertretern der Beschäftigten gemäß 
§ 12 Absatz 1 Buchstabe e aus ihrem Kreis gewählt.

(3) Der Förderausschuss wählt aus seiner Mitte die Vor-
sitzende oder den Vorsitzenden und die stellvertretende 
Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden.

(4) Der Förderausschuss erörtert mit dem Vorstand die 
Grundsätze der Förderpolitik einschließlich der Auf-
teilung der Förderleistung auf die unterschiedlichen 
 Förderbereiche sowie die Förderberichterstattung. Ein-
zelheiten regelt die Geschäftsordnung des Förderaus-
schusses.

(5) Der Förderausschuss tritt quartalsweise und darüber 
hinaus bei Bedarf zusammen.

(6) Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Förder-
ausschusses teil. Die Regelung des § 14 Absatz 7 Satz 2 
gilt entsprechend.

§ 20 
Sonstige Ausschüsse des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat kann aus dem Kreis seiner Mit-
glieder sonstige Ausschüsse bilden.

(2) Zusammensetzung und Zuständigkeit der Aus-
schüsse werden durch Geschäftsordnungen geregelt.

(3) Der Vorstand nimmt an den Sitzungen der sonstigen 
Ausschüsse teil.

§ 21 
Beirat für Wohnraumförderung

(1) Der Beirat für Wohnraumförderung besteht aus 

a)   dem für das Wohnungswesen zuständigen Mitglied 
der Landesregierung als vorsitzendem Mitglied,

b)  je einer Vertretung

 aa) des für Finanzen zuständigen Ministeriums,

 bb) des für Wirtschaft zuständigen Ministeriums,

 cc) des für Soziales zuständigen Ministeriums,

c)  neun Mitgliedern des Landtages,

d)   drei Vertreterinnen oder Vertretern der Wohnungs-
wirtschaft,

e)  je eine Vertreterin oder einem Vertreter

 aa)  der kreisfreien Städte,

 bb)  der Kreise,

 cc)  der kreisangehörigen Städte,

 dd)  der übrigen kreisangehörigen Gemeinden,

f)  einer Vertreterin oder einem Vertreter der Mieterseite,

g)   einer Vertreterin oder einem Vertreter der Architek-
tenschaft.
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(2) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende ist befugt, eine 
Bedienstete oder einen Bediensteten des Ministeriums zu 
ihrem oder seinem ständigen Vertreter zu bestimmen.

(3) Die Mitglieder zu Absatz 1 Buchstabe c werden vom 
Landtag für die Dauer der Wahlperiode nach dem Ver-
hältniswahlsystem gewählt, das der Landtag bei der 
Wahl seiner Ausschüsse anwendet. Die Mitglieder zu 
Absatz  1 Buchstabe d bis g werden durch das für das 
Wohnungswesen zuständige Ministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen auf Vorschlag der im Land ansässi-
gen Spitzenorganisationen berufen. Die Amtszeit dieser 
Mitglieder richtet sich ebenfalls nach der Dauer der 
Wahlperiode des Landtags. 

(4) Der Beirat für Wohnraumförderung ist von seiner 
Vorsitzenden oder seinem Vorsitzenden bei Bedarf sowie 
dann einzuberufen, wenn die Aufsichtsbehörde, der Vor-
stand oder mindestens vier Mitglieder des Beirats für 
Wohnraumförderung die Befassung mit einem bestimm-
ten Verhandlungsgegenstand beantragen. Beschlussfas-
sungen des Beirats für Wohnraumförderung erfolgen mit 
einfacher Mehrheit.

(5) Der Verwaltungsrat gibt dem Beirat für Wohnraum-
förderung eine Geschäftsordnung.

(6) An den Sitzungen nehmen das zuständige Vorstands-
mitglied sowie die Leitung der für die Wohnraumförde-
rung verantwortlichen Organisationseinheit der Bank teil.

(7) Die Mitglieder des Beirats für Wohnraumförderung 
sind nach Maßgabe des § 7 Absatz 2 zur Verschwiegen-
heit verpfl ichtet.

§ 22 
Zuständigkeit des Beirats für Wohnraumförderung

(1) Der Beirat für Wohnraumförderung berät die Gre-
mien der NRW.BANK bei der Wohnraumförderung. Er 
hat dabei insbesondere über das Produktportfolio Wohn-
raumförderung und die Berichterstattung hierüber zu 
beraten. 

(2) Der Beirat für Wohnraumförderung kann vom Vor-
stand jederzeit Auskunft über das Produktportfolio 
Wohnraumförderung verlangen. In besonderen Fällen 
kann er im Rahmen seiner Aufgaben Sachverständige 
hinzuziehen.

§ 23 
Beirat der NRW.BANK

(1) Zur sachverständigen Beratung der NRW.BANK bei 
der Wahrnehmung ihrer Geschäfte und zur Förderung 
des Kontaktes mit der Wirtschaft, der öffentlichen Ver-
waltung, der Kreditwirtschaft und der Wissenschaft 
kann der Beirat der NRW.BANK gebildet werden. Die 
Mitglieder des Beirats werden durch die Ministerpräsi-
dentin oder den Ministerpräsidenten des Landes Nord-
rhein-Westfalen bestellt und abberufen. Der Verwal-
tungsrat hat hierzu ein Vorschlagsrecht.

(2) Den Vorsitz im Beirat der NRW.BANK führt das für 
Wirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung des 
Landes Nordrhein-Westfalen. 

(3) Der Beirat ist mindestens einmal im Jahr von der 
Vorsitzenden oder von dem Vorsitzenden einzuberufen.

(4) Die Mitglieder des Beirats der NRW.BANK sind ent-
sprechend § 7 Absatz 2 zur Verschwiegenheit verpfl ichtet.

§ 24 
Parlamentarischer Beirat

(1) Der Parlamentarische Beirat besteht aus zwölf Mit-
gliedern des Landtages.

(2) Die Mitglieder werden vom Landtag für die Dauer 
der Wahlperiode nach dem Verhältniswahlsystem ge-
wählt, das der Landtag bei der Wahl seiner Ausschüsse 
anwendet. Die Mitgliedschaft endet mit der Wahlperiode 
oder der Wahl eines neuen Mitglieds. 

(3) Der Parlamentarische Beirat wählt aus seiner Mitte 
eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und die stell-
vertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vor-
sitzenden.

(4) Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Parlamen-
tarischen Beirats teil. Der Vorstand berichtet dem Parla-
mentarischen Beirat mindestens zweimal im Jahr über 
die Risiko- und Geschäftslage der NRW.BANK. Der Par-
lamentarische Beirat nimmt den Bericht des Vorstands 
zur Kenntnis.

(5) Der Parlamentarische Beirat ist mindestens zweimal 
im Jahr von der Vorsitzenden oder von dem Vorsitzenden 
einzuberufen sowie bei Bedarf oder wenn der Vorstand 
oder mindestens vier Mitglieder des Parlamentarischen 
Beirats die Befassung mit einem bestimmten 
Verhandlungs gegenstand beantragen. Beschlussfassun-
gen des Parlamentarischen Beirats erfolgen mit einfa-
cher Mehrheit.

(6) Der Verwaltungsrat gibt dem Parlamentarischen Bei-
rat eine Geschäftsordnung.

(7) Die Mitglieder des Parlamentarischen Beirats der 
NRW.BANK sind entsprechend §  7 Absatz  2 zur Ver-
schwiegenheit verpfl ichtet.

§ 25 
Vorstand

(1) Der Vorstand führt die Geschäfte der NRW.BANK.

(2) Er besteht aus der erforderlichen Anzahl von Vor-
standsmitgliedern, die von dem Verwaltungsrat bestellt 
werden. Der Verwaltungsrat kann stellvertretende Vor-
standsmitglieder bestellen; die stellvertretenden Mitglie-
der haben die gleichen Rechte und Pfl ichten wie die Vor-
standsmitglieder.

(3) Die Mitglieder des Vorstands werden mit Zustim-
mung der staatlichen Aufsicht auf die Dauer von höchs-
tens fünf Jahren bestellt. Eine wiederholte Bestellung für 
jeweils höchstens fünf Jahre ist zulässig. Über die Wie-
derbestellung von Mitgliedern des Vorstands ist frühes-
tens zwölf und spätestens sechs Monate vor Ablauf der 
jeweiligen Bestellungsperiode zu beschließen. Die Sätze 
1 bis 3 gelten für stellvertretende Vorstandsmitglieder 
entsprechend. 

(4) Der Verwaltungsrat kann die Bestellung zum Vor-
standsmitglied oder zum stellvertretenden Vorstandsmit-
glied widerrufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein 
solcher Grund ist namentlich grobe Pfl ichtverletzung, 
Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen Geschäftsführung 
oder eine nachhaltige und erhebliche Störung des Ver-
trauensverhältnisses. Der Widerruf ist wirksam, bis seine 
Unwirksamkeit rechtskräftig festgestellt ist.

(5) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung. Über 
die Geschäftsverteilung innerhalb des Vorstands ent-
scheidet die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Vor-
stands. 

(6) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Vorstands 
unterrichtet die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des 
Verwaltungsrats und dessen beziehungsweise deren 
Stellver treterin(nen) oder Stellvertreter über wichtige 
Vorkommnisse. Der Vorstand erteilt der Vorsitzenden 
oder dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats, dessen be-
ziehungsweise deren Stellvertreterin(nen) oder Stellver-
treter und dem Verwaltungsrat jederzeit die gewünschten 
Auskünfte.

§ 26 
Vertretungs- und Zeichnungsbefugnis

(1) Die NRW.BANK wird gerichtlich und außergericht-
lich durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vor-
standsmitglied gemeinschaftlich mit einer Prokuristin 
oder einem Prokuristen vertreten. Für den laufenden Ge-
schäftsverkehr kann der Vorstand eine andere Regelung 
treffen. Die Zeichnungsbefugnisse werden durch bank-
übliche Unterschriftenverzeichnisse bekannt gemacht.

(2) Urkunden, die den Vorschriften des Absatzes 1 ent-
sprechen, sind für die NRW.BANK ohne Rücksicht auf 
die Einhaltung sonstiger satzungsmäßiger Vorschriften 
im Einzelfall rechtsverbindlich. Die von der NRW.BANK 
ausgestellten und mit Siegel der NRW.BANK versehenen 
sowie die von der Wfa ausgestellten und mit Siegel der 
Wfa versehenen Urkunden sind öffentliche Urkunden.
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§ 27 
Jahresabschluss und Geschäftsbericht

(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

(2) Die Aufstellung, Prüfung und Offenlegung des Jah-
resabschlusses sowie des Lageberichts richten sich nach 
den geltenden Vorschriften.

(3) Die NRW.BANK veröffentlicht jährlich einen Ge-
schäftsbericht.

(4) Die NRW.BANK veröffentlicht entsprechend §  65 a 
Absatz 1 der Landeshaushaltsordnung die für die Tätig-
keit im Geschäftsjahr gewährten Bezüge jedes einzelnen 
Mitglieds des Vorstands, des Verwaltungsrats, der 
Gewährträgerversammlung sowie der Beiräte unter 
Namensnennung, aufgeteilt nach erfolgsunabhängigen 
und erfolgsbezogenen Komponenten sowie Komponen-
ten mit langfristiger Anreizwirkung im Anhang des Jah-
resabschlusses. Satz 1 gilt auch für:

a)   Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den 
Fall einer vorzeitigen Beendigung ihrer Tätigkeit 
zugesagt worden sind,

b)   Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den 
Fall der regulären Beendigung ihrer Tätigkeit zuge-
sagt worden sind, mit ihrem Barwert sowie den von 
der NRW.BANK während des Geschäftsjahres hierfür 
aufgewandten oder zurückgestellten Betrag,

c)   während des Geschäftsjahres vereinbarte Änderungen 
dieser Zusagen und

d)   Leistungen, die einem früheren Mitglied, das seine 
Tätigkeit im Laufe des Geschäftsjahres beendet hat, 
in diesem Zusammenhang zugesagt und im Laufe des 
Geschäftsjahres gewährt worden sind.

(5) Die NRW.BANK wirkt entsprechend § 65 a Absatz 1 
der Landeshaushaltsordnung bei Unternehmen des 
 privaten Rechts, an denen sie mehrheitlich beteiligt ist, 
darauf hin, dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 
gewährten Bezüge jedes einzelnen Mitglieds der Ge-
schäftsführung, des Aufsichtsrates, des Beirates oder 
einer ähnlichen Einrichtung entsprechend Absatz  4 im 
Anhang des Jahresabschlusses gesondert veröffentlicht 
werden. Ist der Jahresabschluss nicht um einen Anhang 
zu erweitern, wirkt die NRW.BANK auf eine gesonderte 
Veröffentlichung an anderer geeigneter Stelle hin. 

(6) Ist die NRW.BANK nicht mehrheitlich, jedoch in 
Höhe von mindestens 25 vom Hundert an dem Unterneh-
men unmittelbar oder mittelbar beteiligt, soll sie auf eine 
Veröffentlichung entsprechend Absatz 5 hinwirken. Dies 
gilt nicht für im Förderauftrag der NRW.BANK einge-
gangene Beteiligungen, sofern eine Hinwirkung nach 
Absatz 5 dem Förderzweck entgegensteht.

(7) Absätze 4 und 5 gelten entsprechend für die an die 
Mitglieder des Verwaltungsrates, der Gewährträger-
versammlung, eines Beirates oder einer ähnlichen Ein-
richtung gewährten Vorteile für persönlich erbrachte 
Leistungen, insbesondere Beratungs- und Vermittlungs-
leistungen.

§ 28 
Gewinnverteilung

Aus dem Jahresüberschuss der ab dem 1. Januar 2010 
endenden Geschäftsjahre der NRW.BANK sind jeweils 
auf Anforderung des Landes unmittelbar an den Bund 
nach dem 31. Dezember 2010 ausschließlich die im auf 
das jeweilige Geschäftsjahr folgenden Jahr fällig wer-
denden Zinsbeträge zu zahlen, die das Land aufgrund 
der Inanspruchnahme von Darlehen des Bundes zur För-
derung des Wohnungsbaues und der Modernisierung 
(Finanzhilfen gemäß Artikel 104 a Absatz 4 Grundgesetz 
in der bis zum 31. August 2006 geltenden Fassung) zu 
leisten hat. Der verbleibende Jahresüberschuss ist den 
Rücklagen zuzuführen.

§ 29 
Auflösung der NRW.BANK

Im Falle der Aufl ösung der NRW.BANK ist die Liquida-
tion einzuleiten. Das nach beendeter Liquidation ver-
bleibende Vermögen fällt dem Gewährträger zu.

§ 30 
Aufsichtsbehörde

(1) Die staatliche Aufsicht über die NRW.BANK führt 
das für den Bereich Inneres zuständige Ministerium des 
Landes Nordrhein-Westfalen. Die staatliche Aufsicht im 
Rahmen der staatlichen sozialen Wohnraumförderung 
wird im Einvernehmen mit dem für das Wohnungswesen 
zuständigen Ministerium ausgeübt. 

(2) Für die in §  3 Absatz  2 und 3, §  5 Absatz  4 Satz  2, 
§  10 Nummern 1, 2 und 10, sowie §  15 Absatz  2 Buch-
stabe b in Verbindung mit §  25 Absatz  3 bezeichneten 
Maßnahmen ist im Einzelfall eine Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde erforderlich. 

(3) Die durch Maßnahmen der Aufsichtsbehörde, insbe-
sondere durch eine von ihr angeordnete Prüfung, entste-
henden besonderen Kosten trägt die NRW.BANK. Der 
Ersatz der Kosten für die Staatliche Aufsicht nach § 11 
Absatz 7 des NRW.BANK G bleibt unberührt.

§ 31 
Genehmigung und Bekanntmachung der Satzung

und deren Änderungen

(1) Die Satzung und deren Änderungen bedürfen der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

(2) Die Satzung und deren Änderungen werden im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-
Westfalen bekannt gemacht.

§ 32 
Sonstige Bekanntmachungen

Soweit nach den gesetzlichen Vorschriften, den Bestim-
mungen dieser Satzung oder der Anordnung der 
Gewährträgerversammlung öffentliche Bekanntmachun-
gen zu erfolgen haben, genügt die Bekanntmachung im 
Bundesanzeiger.

§ 33 
Dienstherreneigenschaft

Beamtinnen und Beamte können zur NRW.BANK ver-
setzt werden. Weitere Regelungen zur näheren Ausgestal-
tung des Beamtenverhältnisses können im Rahmen der 
beamtenrechtlichen Vorschriften durch Satzung getrof-
fen werden.

§ 34 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Die Satzung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung der NRW.BANK vom 
16. März 2012 (GV. NRW. S. 146) außer Kraft.

Das Ministerium für Inneres und Kommunales hat die 
Fassung der Satzung am 21. März 2013 genehmigt.

– GV. NRW. 2013 S. 185

600

Erste Verordnung zur Änderung der Finanzamts-
zuständigkeitsverordnung

Vom 21. März 2013

Auf Grund

 1.   des § 17 Absatz 1 des Finanzverwaltungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 2006 
(BGBl. I S. 846, 1202),

 2.   des §  17 Absatz  2 Satz  3 des Finanzverwaltungsge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 1202),

 3.   des § 15 Absatz 2 des Kraftfahrzeugsteuergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Septem-
ber 2002 (BGBl.  I S.  3818), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 Nummer 12 Buchstabe b des Gesetzes vom 
29. Mai 2009 (BGBl. I S. 1170),
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 4.   des § 387 Absatz 2 Satz 1 und 2 und des § 409 Satz 2 
der Abgabenordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866),

 5.   des § 14 Absatz 3 Satz 2 des Fünften Vermögensbil-
dungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 4. März 1994 (BGBl. I S. 406),

 6.   des § 8 Absatz 2 Satz 2 des Wohnungsbau-Prämien-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2678),

 7.   des §  29 a Absatz  2 des Berlinförderungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Februar 
1990 (BGBl. I S. 173),

 8.   des § 20 des Berlinförderungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 2. Februar 1990 (BGBl.  I 
S. 173),

 9.   des §  9 des Investitionszulagengesetzes 1996 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1996 
(BGBl. I S. 60),

10.   des §  8 des Investitionszulagengesetzes 1999 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 4034),

11.   des §  7 des Investitionszulagengesetzes 2005 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30. September 
2005 (BGBl. I S. 2961),

12.   des § 6 des Stahlinvestitionszulagengesetzes vom 22. 
Dezember 1981 (BGBl. I S. 1523, 1557), 

13.   des § 164 Satz 1 des Steuerberatungsgesetzes, dessen 
Halbsatz 2 durch Artikel 9 Nummer  5 des Gesetzes 
vom 18. August 1980 (BGBl. I S. 1537) angefügt wor-
den ist,

14.   des §  17 Absatz  4 des Geldwäschegesetzes, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 Nummer  19 Buchstabe c 
und d des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 2959),

15.   des § 131 Absatz 3 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602),

  zu 5. bis 7. jeweils in Verbindung mit § 387 Absatz 2 
Satz 1 und 2 sowie § 409 Satz 2 der Abgabenordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 
2002 (BGBl. I S. 3866, 2003 I S. 61), zu 8. bis 14. je-
weils in Verbindung mit § 387 Absatz 2 Satz 1 und 2 
der Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866, 2003 I 
S. 61), zu 15. in Verbindung mit § 409 Satz 2 der Ab-
gabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Oktober 2002 (BGBl.  I S. 3866, 2003 I S. 61) 
und zu 2. bis 15. jeweils in Verbindung mit §  1 der 
Verordnung über die Ermächtigung des Finanzminis-
ters zum Erlass von Rechtsverordnungen im Bereich 
der Finanzverwaltung vom 14. Juli 1987 (GV. NRW. 

S. 270), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verord-
nung vom 1. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 758),

  verordnet der Finanzminister des Landes Nordrhein-
Westfalen:

Artikel 1

Die Finanzamtszuständigkeitsverordnung vom 31. Au-
gust 2012 (GV. NRW. S. 440) wird wie folgt geändert:

1.  § 2 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Nummer 25 wird wie folgt gefasst

   „25. der Bezirk des Finanzamts Solingen mit Sitz 
in Solingen die Stadt Solingen,“.

 b)  Nummer 26 wird aufgehoben.

 c)   Die Nummern 27 bis 31 werden die Nummern 26 
bis 30.

2.   In den § 3 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b, § 4 Num-
mer 1 Buchstabe, § 7 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c, 
§  21 Nummer  1 Buchstabe a, §  23 Nummer  1 Buch-
stabe a, § 23 Nummer 1 Buchstabe f und § 24 Num-
mer  1 Buchstabe c werden jeweils die Wörter „-Ost, 
Solingen-West“ gestrichen.

3.  § 5 Nummer 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Buchstabe c werden das Wort „und“ gestrichen 
und ein Semikolon angefügt.

 b)  Buchstabe d wird aufgehoben.

4.  § 6 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Nummer 1 Buchstabe i wird aufgehoben.

 b)   Die Buchstaben j und k der Nummer 1 werden die 
Buchstaben i und j.

 c)   In Nummer  2 Buchstabe j wird das Wort „-Ost“ 
gestrichen.

5.   In §  19 Nummer  1 Buchstabe d werden die Wörter 
„-West“ und „Solingen-Ost,“ gestrichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 2013 in 
Kraft.

Düsseldorf, den 21. März 2013

Der Finanzminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

– GV. NRW. 2013 S. 191
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